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Bildung eines EU-Zentralstaates,Teil 3 
Die Zeitschrift "CIVITAS" des katholischen Civitas Instituts berichtete am 15. Juli 2016 
(x892/…): >>Der Nationalstaat unter Beschuß  
Während die Souveränität der Nationalstaaten von außen vor allem durch supranationale 
Organisationen wie die Europäische Union bzw. supranationale Gerichtshöfe wie der 
Europäische Gerichtshof für Menschenrechte eingeschränkt werden, werden die nationalen 
Werte durch die Masseneinwanderung von innen ausgehöhlt. Zudem beschränken sich die 
Nationalstaaten oft selber in ihrer Souveränität, indem sie Vorgaben von internationalen 
Organisationen wie der UNO unhinterfragt übernehmen. … 
Die UN-Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung 
Die UN-Agenda 2030 für eine nachhaltige Entwicklung wurde von der UN-Generalversamm-
lung am 25. September 2015 beschlossen. Die Agenda 2030 soll nach offiziellen Aussagen 
"zur globalen Entwicklung beitragen, menschliches Wohlergehen fördern und die Umwelt 
schützen". Die Ziele dieser Agenda haben universelle Gültigkeit und fließen in die nationale 
Politik ein. 
Zu den Zielen dieser Agenda 2030 gehört u.a. der allgemeine Zugang zu sexual- und repro-
duktionsmedizinischer Versorgung, einschließlich Familienplanung und Aufklärung, was in 
der allgemeinen Sprache von UNO und EU bedeutet, daß Verhütungsmittel und das Recht auf 
Abtreibung weiter vorangetrieben werden. Weiter verfolgt diese Agenda das Ziel, die 
Chancengleichheit von Frauen und die Übernahme von Führungsrollen durch Frauen auf allen 
Ebenen im politischen, wirtschaftlichen und öffentlichen Leben zu fördern, geschlechtliche 
Stereotype abzubauen und Gender Mainstreaming zu einem weltweiten staatlichen Prinzip zu 
erheben. Zudem sollen Mädchen und Jungen zu hochwertiger frühkindlicher Erziehung, Be-
treuung und Vorschulbildung Zugang erhalten. 
Bei der Umsetzung dieser Agenda bzw. allgemein bei der nachhaltigen Entwicklung spielen 
die Nichtregierungsorganisationen, die über keine demokratische Legitimation verfügen, eine 
wesentliche Rolle. Diese sollen nach Aussagen der UNO z.B. Wissen und Fakten in leicht 
verständliche Informationen für die Bevölkerung umwandeln. Den Massenmedien kommt die 
Aufgabe zu, eine wichtige Kraft beim Lenken von Entscheidungen und des Lebensstils der 
Konsumenten, vor allem bei Kindern und Jugendlichen zu übernehmen. … 
Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte  
… Problematisch ist beim Europäische Gerichtshof für Menschenrechte … Folgendes: Bei 
seiner Einsetzung in den 1950er Jahren war die Meinung, daß der Gerichtshof nur in 
fundamentalen Angelegenheiten wie z.B. Folter und ethnischen Säuberungen Recht spricht. 
Mittlerweile greift der Gerichtshof auch bei alltäglichen Themen wie bei Vorschriften für 
Hausdurchsuchungen und Polizeivernehmungen ein. Gleichzeitig befassen sich die Richter 
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auch mit Fragen zur nationalen Sicherheit und Terrorismusbekämpfung.  
So betreiben die Richter nationale Politik und zwingen dem Rest Europas ihre Auffassungen 
auf. Die Richter stehen außerhalb der Kontrolle der nationalen Parlamente und erweitern 
ständig ihren Einflußbereich.  
Dadurch werden die Kompetenzen der nationalen Politik, insbesondere der nationalen Parla-
mente ausgehebelt und die staatliche Souveränität eingedämmt. … 
Die Massenmigration  
Die europäische Elite sieht im Verschwinden der nationalen Souveränität eine Verbesserung. 
Sie glaubt, daß die Nationen Europas von ihrer eigenen Souveränität bedroht sind und tritt 
deshalb für einen "Multikulturalismus" ein. Wofür steht dieser Begriff? Multikulturalismus 
bedeutet, daß es keine Leitkultur gibt im Sinne einer dominanten Kultur und somit ein geteil-
ter und gemeinsamer Bereich fehlt. Es sei nicht erstrebenswert, innerhalb einer Gesellschaft 
dieselben Gesetze und Bräuche zu teilen. Anhänger des Multikulturalismus glauben, daß die 
Idee einer nationalen Kultur nicht sinnvoll sei und daß das Streben nach kultureller Einigung, 
worauf viele Gesellschaften und Staaten in der Vergangenheit Wert legten, nicht mehr 
brauchbar sei. 
Für eine solche Sichtweise ist es naheliegend, wenn Menschen von anderen Kulturen sich z.B. 
in Rechtsstreitigkeiten auf ihre Rechtstraditionen berufen, wie z.B. Scharia und Polygamie. 
Eine Vielfalt der Kulturen auf Kosten eines geteilten nationalen Zusammenhangs. Daraus 
folgt dann auch, daß keine einzige Gesellschaft das Recht hat, anderen Gruppen innerhalb des 
Territoriums kulturelle oder soziale Normen aufzuerlegen: Die Kraft künftiger Gesellschaften 
würde gerade darin liegen, daß eine geteilte Kultur und geteilte Kernwerte fehlen! Dadurch 
werden letztlich Unterschiede verstärkt und Integration verhindert. 
Die aktuelle Massenmigration wird sowohl die ethnische als auch die gesellschaftlichen 
Verhältnisse in Europa grundlegend verändern. Dieses Vorgehen ist ein direkter Angriff auf 
die europäischen Nationalstaaten. … 
Die nationalen Strukturen sollen zersetzt und die Nationen mit jener fremden Welt konfron-
tiert werden, welche die Migranten - ohne Bezug zu Europa - mitbringen. Die Heraus-
forderungen durch den Islam sind dabei nicht zu unterschätzen, stellt er doch einen großen 
Komplex von religiösen Vorstellungen und Gesetzen dar, die das gesellschaftliche Funkti-
onieren und individuelle Verhalten regeln. Dazu gehört auch die Scharia. Parallelgesellschaf-
ten werden wachsen, die Sicherheit kann nicht mehr gewährleistet werden und der National-
staat wird bis in seine Grundfeste erschüttert, abgesehen von den hohen finanziellen und 
gesellschaftlichen Kosten. 
Dazu kommt, daß noch jedes Problem in Europa mit einer verstärkten Zentralisierung und 
politischen Integration der EU endete. Die nationalstaatliche Souveränität wird weiter unter 
Druck geraten, wie z.B. durch EU-Polizei, zentrales Krisenmanagement, Subventionspolitik 
als Druckmittel gegen ausscherende Regierungen, vermehrt Mehrheitsentscheidungen statt 
Einstimmigkeit, und die EU sich weiter … hin zu mehr Immigration-, Sicherheits- und 
Sozialpolitik entwickeln.<< 
Die Zeitschrift "CIVITAS" des katholischen Civitas Instituts berichtete am 5. August 2016 
(x892/…): >>Zerstörung der Identitäten  
Es ist das ausdrückliche Ziel der politischen Kaste in Deutschland in der Europäischen Union 
und den Vereinten Nationen die persönliche und soziale Identität der Menschen zu zerstören. 
Der Angriff auf die persönliche Identität wird weltweit mit Hilfe der radikalen und undemo-
kratischen Durchsetzung der Gender Mainstreaming Ideologie verfolgt. Die Zerstörung der 
sozialen Identität geschieht durch die "Ausradierung monokultureller Staaten", wie dies 
wörtlich der Vizepräsident der Europäischen Kommission Frans Timmermans gesagt hat. 
Hier einige weitere Zitate, die alle das gleiche Ziel zum Ausdruck bringen: 
Nicolas Sarkozy: 
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"Was also ist das Ziel? Das Ziel ist die Rassenvermischung! Die Herausforderung der Ver-
mischung der verschiedenen Nationen ist die Herausforderung des 21. Jahrhunderts. Es ist 
keine Wahl, es ist eine Verpflichtung. Es ist zwingend. Wir können nicht anders, wir riskieren 
sonst Konfrontationen mit sehr großen Problemen.  
Deshalb müssen wir uns wandeln, und werden uns wandeln. Wir werden uns alle zur selben 
Zeit verändern. Unternehmen, Regierung, Bildung, politische Parteien und wir werden uns 
diesem Ziel verpflichten. Wenn das nicht vom Volk freiwillig getan wird, dann werden wir 
staatliche zwingende Maßnahmen anwenden!" - Sarkozy am 17. Dezember 2008 … zu 
führenden EU-Politikern als Vorsitzender des Europäischen Rates. 
Sergio de Mello: 
Am 4. August 1999 gestand Sergio Vieira de Mello, Ex-UN-Administrator für den Kosovo, in 
einer Sendung des US-Radiosenders PBS folgende UN-Zerstörungspolitik ein, die nie von der 
Bevölkerung auch nur eines Mitgliedslandes per demokratischem Votum abgesegnet worden 
ist. Vieira de Mello wörtlich: 
"Ich wiederhole: Unvermischte Völker sind eigentlich ein Nazi-Konzept. Genau das haben die 
alliierten Mächte im 2. Weltkrieg bekämpft. Die Vereinten Nationen wurden gegründet, um 
diese Konzeption zu bekämpfen, was seit Dekaden auch geschieht. Genau das war der Grund, 
warum die NATO im Kosovo kämpfte. Und das war der Grund, warum der Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen eine solch starke Militärpräsenz im Kosovo verlangte - nämlich um ein 
System ethnischer Reinheit zu verhindern." …<< 
Die Zeitschrift "CIVITAS" des katholischen Civitas Instituts berichtete am 13. September 
2016 (x892/…): >>Immigration: eine einzigartige Gelegenheit, das auf Christentum und 
Nationen gegründete Europa zu zerstören  
Der Außenminister des kleinsten europäischen Landes (Luxemburg) hat das souveräne Un-
garn zu einem Kurswechsel seiner Politik aufgefordert, ansonsten werde es zeitlich begrenzt 
oder auf Dauer aus der EU ausgeschlossen. Wenig bekannt ist eine aktuelle Rede des 
Premierministers Viktor Orban zum Thema der Flut illegaler Immigranten nach Europa, die 
wohl den Zorn der EU-Mächtigen auf sich gezogen hat und die wir hier in den wichtigsten 
Auszügen wiedergeben. 
"Wenn wir wirklich helfen wollen, dann müssen wir wirklich dort helfen, wo die Ursache für 
das Problem liegt. Wenn Europa das beste für sich selbst will und eine Gemeinschaftsarmee 
schaffen will, dann muß es auch das Mittelmeer kontrollieren und - so wie es auch die alten 
römischen Kaiser taten - leere und nicht berechtigte Boote und Schiffe versenken. 
Die Migration wird enorme Konsequenzen für Europa haben, und in dieser Situation haben 
wir, die Europäer, noch nicht einmal entschieden, was wir wirklich wollen. Unser tatsäch-
liches Problem ist Brüssel, nicht die Einwanderer. Wir sollten entscheiden, ob wir einzelne 
Nationen oder ein vereinigtes Europa wollen. 
Wenn wir die Einwanderer einladen, dann ist es ganz offensichtlich, daß sie auch kommen 
werden. Ich hoffe, daß wir mit dem ungarischen Referendum (über die Aufnahme von Ein-
wanderern) dem restlichen Europa ein Beispiel geben und daß nach den Wahlen im nächsten 
Frühjahr eine neue Elite die EU führen wird statt der augenblicklichen Elite von Nihilisten, 
eingeschlossen Juncker, Verhofstadt und Schulz. 
Der politische Krieg, der sich auf das Thema der Migration gründet, ist eine Gelegenheit, 
welche die beiden Parteien zufriedenstellt. Für sie ist es eine einmalige Gelegenheit, das auf 
das Christentum und die Nationen gegründete Europa zu zerstören, um die ethnischen 
Grundlagen Europas völlig zu verändern. 
Sie wissen ganz genau, daß die Moslems niemals für eine Partei mit christlichen Wurzeln 
stimmen werden, und so werden die konservativen Parteien schon wegen der enormen Menge 
der anwesenden Moslems von der Macht verdrängt werden. 
Es ist dieser Krieg aber auch eine ganz ausgezeichnete Möglichkeit für die Verfechter der 
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Nationalstaaten mit christlichen Wurzeln. Unsere große Möglichkeit heute ist es, jede Diskus-
sion über die Migrationskrise durch dieses obligatorische System zu verhindern."  
Noch vor kurzem hatte Orban das Vorhaben bestätigt, einen zweiten Stacheldrahtzaun errich-
ten zu lassen, um Ungarns Grenzen zu schützen - er habe keinerlei Vertrauen in die Absicht 
der EU-Führer, die Flut der Migranten aus dem Mittleren Orient und aus Afrika einzudäm-
men. 
Der luxemburgische Außenminister Asselborn hatte öffentlich geäußert: "Wer wie Ungarn 
Zäune gegen Kriegsflüchtlinge baut oder wer die Pressefreiheit oder die Unabhängigkeit der 
Justiz verletzt, der sollte vorübergehend oder notfalls für immer aus der EU ausgeschlossen 
werden." - Nun, das wäre - wie wir meinen - durchaus eine Chance für Ungarn. Und es 
bräuchte noch nicht einmal ein Referendum zu organisieren, wie Großbritannien das noch 
mußte. Deutlich reagierte auch Ungarns Außenminister Szijjártó: er nannte Asselborn "beleh-
rend, arrogant und frustriert" und eine "unernste Figur", die "sich schon längst selbst aus der 
Reihe der ernst zu nehmenden Politiker ausgeschlossen" habe. 
Daß Ungarn seine und damit die EU-Außengrenzen völlig rechtens und zu Recht sichert, sich 
und uns gegen illegale Einwanderung schützt und im übrigen eben genau jene Verträge wie 
Dublin II respektiert, die ansonsten in bzw. von der EU massenhaft gebrochen werden, muß 
hier nicht wiederholt werden und wirft ein ganz bezeichnendes Licht auf die Gründe für die 
Reaktionen gewisser EU-Verantwortlicher.<< 
Die schweizerische Online-Zeitung "Zeit-Fragen" Nr. 25/26 berichtete am 8. November 2016: 
>>Soll erneut ein Weltkrieg herbeimanipuliert werden? 
Ein geschichtlicher Blick auf die Bedeutung von EU und Nato sowie den Ersten Weltkrieg 
von Wolfgang Effenberger* 
Am 24. Juni 2016, keine 24 Stunden nach der Abstimmung der Briten über den Austritt ihres 
Landes aus der EU, fragte Paul Craig Roberts auf der Webseite des von ihm gegründeten "In-
stitute for Political Economy": "The Brexit Vote - What Does it Mean?" und gab in seinem 
sprengstoffgeladenen Artikel eine eindeutige Antwort: "Hoffentlich ein Auseinanderbrechen 
der EU und der Nato und damit die Vermeidung des dritten Weltkriegs". 
Für den ehemaligen hohen Beamten im Finanzministerium der Regierung von Ronald Reagan 
sind die EU und die Nato "bösartige Institutionen" ("evil institutions"), die von den USA krei-
ert wurden, "um die Souveränität der europäischen Völker zu zerstören. Nato und EU ermög-
lichen Washington die Kontrolle über die westliche Welt. Unter dieser Tarnung wird Wa-
shingtons Aggression erst möglich.  
Ohne EU und Nato kann Washington Europa und das Vereinigte Königreich nicht in einen 
Konflikt mit Rußland zwingen. Ohne EU und Nato hätte Washington in den letzten 15 Jahren 
nicht sieben muslimische Länder zerstören können, ohne als Kriegsverbrecher gehaßt und 
isoliert zu werden. Kein US-Regierungsmitglied hätte ins Ausland reisen können, ohne ver-
haftet und vor Gericht gestellt zu werden." 
Paul Craig Roberts vernichtende Analyse ist es wert, im historischen Kontext gesehen zu 
werden: 
Der französische Präsident Charles de Gaulle hatte schon früh durchschaut, daß es US-
Amerikanern und Briten vor allem um die Anbindung der westeuropäischen Länder an die 
transatlantischen Pfeiler Nato und EU (damals EWG) ging. Schon in den ersten Monaten des 
Jahres 1947 hatten die USA aus Resten der Kriegskommandostrukturen des Zweiten Welt-
kriegs zwei Kommandozentren behalten: im Osten Eurasiens das pazifische Militärkomman-
do PACCOM und im Westen Eurasiens das europäische Militärkommando EUCOM.  
Am 4. April 1949 wurde die Nato gegründet mit dem Ziel, "die Russen draußen, die Ameri-
kaner drinnen und die Deutschen unten zu halten", so der erste Nato-Generalsekretär Lord 
Ismay. Und schon im Dezember des gleichen Jahres verabschiedete die Nato den Kriegsplan 
Dropshot, mit dem 1957 die Sowjetunion angegriffen werden sollte. 
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 Diese imperialen Ambitionen verärgerten de Gaulle zutiefst. Für ihn ging Europa vom "At-
lantik bis zum Ural". 
Auch wirtschaftlich sollte Europa geteilt werden. Am 9. Mai 1950, den wir heute als "Europa-
Tag" feiern, kündigte der französische Außenminister Schuman zur Überraschung der West-
europäer (Adenauer soll nur wenige Stunden zuvor davon erfahren haben) die Erschaffung 
einer "Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl" (EGKS) an.  
John Foster Dulles als oberster Strippenzieher 
Hinter diesem Plan stand ein ganzes Netzwerk von Politikern, Militärs, Bankern, Industriellen 
und Spekulanten. Zu einem der Schattenstrategen sollte sich John Foster Dulles entwickeln. 
Die EGKS ging maßgeblich auf den französischen Unternehmer und Diplomaten Jean Mon-
net (1888-1979) zurück.  
Seit den Verhandlungen in Versailles (1918/19) verband Jean Monnet eine lebenslange politi-
sche und persönliche Freundschaft mit John Foster Dulles, damals Berater unter Bernhard 
Baruch, dem damaligen Chefrepräsentanten der US-Reparationskommission und Mitglied des 
"War Trade Board" (Zentrales Büro für Planung und Statistik). Unter Baruchs Anleitung hat 
Dulles im Artikel 231 des Versailler Vertrages die deutsche Kriegsschuld (Alleinschuld) juri-
stisch ausformuliert. Dieser Artikel war der wesentliche Grund für die erste deutsche Delega-
tion unter Graf Brockdorff-Rantzau, die Unterschrift zu verweigern. 
Um die Zustimmung zur Unterzeichnung eines Friedensvertrages zu erzwingen, wurde die 
effektive Seeblockade nach dem Waffenstillstand vom 11. November 1918 fortgeführt. Nach-
dem am 28. Juni 1919 Außenminister Hermann Müller (SPD) und Verkehrsminister Johannes 
Bell (Zentrum) unter Protest ihre Unterschrift unter den Friedensvertrag von Versailles setz-
ten, wurde die Blockade am 12. Juli 1919 aufgehoben. 
1921 war Dulles Mitbegründer des Council on Foreign Relations, wurde Mitglied der "Rocke-
feller Foundation" und beteiligte sich am "Dawes-" und am "Young-Plan", mit denen die 
deutschen Reparationszahlungen geregelt werden sollten. 
Unter Dulles’ wichtigsten Kunden waren nach 1919 Unternehmen wie etwa International 
Nickel Company oder Overseas Security Cooperation, aber auch Banken wie die J.  P. Mor-
gan. Er beriet sie bei Kreditgeschäften und stand ihnen teilweise auch vor. John Foster Dulles 
und sein Bruder Allen vertraten im Rahmen ihrer Tätigkeit bei der Wirtschaftskanzlei Sulli-
van & Cromwell US-amerikanische ebenso wie deutsche und europäische Unternehmen. 
Hierzu zählten die Chase Bank, Ford, ITT, SKF, der I.G. Farben-Konzern sowie die Belgi-
sche Nationalbank. Sie vertraten diese Unternehmen aber nicht nur rechtlich, sondern auch als 
verdeckte Platzhalter für Gesellschaftsanteile und als politische Lobbyisten.  
Während des Zweiten Weltkriegs war Dulles auch für die Bank für Internationalen Zahlungs-
ausgleich tätig. 
1945 beriet Dulles Arthur H. Vandenberg bei der Gründungskonferenz der Vereinten Natio-
nen in San Francisco und arbeitete dort an der Präambel der UN-Charta mit. Später wurde 
Dulles Mitglied der Generalversammlung in den Konferenzen von 1947 bis 1949. Gleichzei-
tig schob er die Gründung der Nato an und später ihres südasiatischen Pendants, der SEATO. 
Als Befürworter des Korea-Kriegs hatte er sich scharf gegen die Eindämmungspolitik (con-
tainment) von Präsident Truman gewandt und sich für eine aggressivere Variante, eine Politik 
der massiven Abschreckung, eingesetzt. 
Als CIA-Direktor beziehungsweise US-Außenminister setzten die Brüder Allen und John Fo-
ster Dulles ihre vorherigen Aktivitäten unvermindert fort.  
Abschaffung der historischen Nationen Europas 
Mit der Gründung der EGKS wurde der erste Schritt zur Abschaffung der historischen Natio-
nen Europas unternommen. Somit ist der Schuman-Plan nicht der Anfang der Konstruktion 
Europas, sondern der Anfang der Destruktion der einzelnen europäischen Nationen durch su-
pranationale Institutionen. 
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In den besonderen Beziehungen Großbritanniens zu den USA sah de Gaulle damals eine Ge-
fahr, weshalb er dessen Beitritt zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft zu verhindern 
suchte. Seine Distanz zur angloamerikanischen Geostrategie und sein vertrauensvolles Ver-
hältnis zum deutschen Nachkriegskanzler Konrad Adenauer verhinderten eine Wiederholung 
der Politik Georges Clémenceaus, die das ohnehin schwierige Verhältnis Frankreichs zu 
Deutschland nach dem Ersten Weltkrieg vergiftet hatte.  
Vom Spaltpilz zum Atompilz 
Nachdem Paul Craig Roberts Aussage über die Gründungsmotive von EU und Nato nicht zu 
widerlegen sind, steht er mit der Furcht vor einem dritten Weltkrieg nicht allein. Am gleichen 
Tag veröffentlichte der kanadische Journalist, Autor und Menschenrechtler Murray Dobbin 
im monatlich erscheinenden US-Magazin Counterpunch seinen Artikel "Do We Really Want 
a War With Russia?" 

Das ehemalige Vorstandsmitglied des Canadian Centre for Policy Alternatives meint, die Na-
to habe sich stetig ausgeweitet, indem sie viele ehemalige sowjetische Republiken absorbier-
te, wie Polen, Ungarn, Bulgarien, Litauen, Lettland, Estland und Rumänien. Es überrascht 
kaum, daß Rußland diese Expansion als grobe Verletzung seines Vertrauens in den Westen 
sieht und als militärische Bedrohung - vor allem, wenn man bedenkt, daß die Nato offiziell als 
Bollwerk gegen den Sowjetkommunismus gegründet wurde.  
Konsequenterweise hätte also die Nato 1990 aufgelöst werden müssen. Weiter sieht Dobbin 
Polen als Schlüssel in dieser gefährlichen Scharade. Meint er damit die ähnliche Situation 
Polens wie 1938/39, als der Krieg mit Spannungen an der polnischen Westgrenze begann? Im 
Laufe des Jahres 2016 führte die Nato ausgedehnte Manöver durch - Dobbin verweist auf die 
Operation Anaconda mit 30.000 westlichen Militärs, der größte militärische Aufmarsch an 
Rußlands Grenze seit der deutschen Invasion Rußlands im Juni 1941.  
Polens Präsident: "Wir bereiten uns auf einen Angriff vor" 
Dazu paßt die Drohgebärde des polnischen Präsidenten Andrzej Duda: "Das Ziel der Übung 
ist klar. Wir bereiten uns auf einen Angriff vor." 
Nach Dobbins Kommentar erschien am 25. Juni auf der Plattform des Friedensinstituts von 
Ron Paul ein Artikel mit identischer Überschrift, verfaßt vom international angesehenen US-
Journalisten Eric Margolis. 
Er hat an der renommierten School of Foreign Service (SFS), Teil der ältesten römisch-
katholischen, von Jesuiten geleiteten Universität in den USA, der Georgetown Universität in 
Washington D.C., seinen Abschluß gemacht. Diese Schule wurde 1919 vom Jesuitenpater 
Edmund A. Walsh gegründet, der zeitgleich mit Karl Haushofer Politische Geographie lehrte. 
Heute gehört auch Madame Albright zum Lehrkörper. 
Sie sitzt außerdem im Vorstand des Council on Foreign Relations, des Aspen Institute und des 
Center for American Progress. 2010 legte sie als Leiterin einer Expertengruppe der Nato ein 
neues strategisches Konzept vor. 
Margolis ermahnt alle heutigen Politiker, Christopher Clarks Meisterwerk "Die Schlafwand-
ler" zu lesen und immer wieder zu lesen. Für Margolis beschreibt Clark "detailliert, wie die 
kleinen Intrigen (small cabals) antideutscher Offizieller in Frankreich, England und Rußland 
den Ersten Weltkrieg manipulierten, einen Konflikt, der unnötig, idiotisch und unlogisch war, 
… wir sehen heute den gleichen Prozeß am Werk.  
Die Kriegsparteien in Washington, unterstützt vom militärisch-industriellen Komplex, die 
zahmen Medien und die Neokons, alle agitieren sie schwer für den Krieg, … seit Friedrich 
dem Großen haben weise europäische Staats- und Regierungschefs gelernt, nicht gegen Ruß-
land zu kämpfen, … man schaudert bei dem Gedanken, künftig Hillary Clinton als Oberbe-
fehlshaberin zu sehen, … alles was es jetzt braucht, ist ein Terroranschlag wie in Sarajewo, 
um einen großen Krieg zwischen den beiden Atommächten zu entfachen."  
Was bei Christopher Clark nicht zu lesen ist 
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Was hätte Margolis wohl geschrieben, wenn ihm weitere Zusammenhänge bekannt gewesen 
wären, die in Clarks Buch nicht zu finden sind? So unterschlägt Clark die Tätigkeit der Mari-
neabteilung im Committee of Imperial Defense: Die langfristige Vorbereitung einer (völker-
rechtswidrigen!) See-Blockade gegen Deutschland, die nachhaltig die deutsche Wirtschaft 
treffen sollte. Über diese legten zwei Mitglieder der Marineabteilung des CID eindeutig 
Zeugnis ab: Maurice Hankey in "The Supreme Command" und A.C. Bell in "A History of the 
Blockade of Germany".  
In der Marineabteilung wurden seit 1908 derartige Pläne entwickelt, die den 1st Sealord 
Churchill sehr erfreuten. 
Laut dem britischen Marinehistoriker, Marinestrategen und offiziellen Historiker der Royal 
Navy, Sir Julian Corbett, wurde der Erste Weltkrieg von Lord Hankey und seinen Mitarbei-
tern innerhalb der britischen Regierung mit "einer geordneten Vollständigkeit im Detail, die 
keine Parallele in unserer Geschichte hat", geplant.  
Bezeichnenderweise sucht man die Autoren Hankey, Bell und Corbett im Index von Christo-
pher Clarks "Schlafwandler" vergebens. Aber auch in den deutschen Publikationen von Wink-
ler, Münkler, Friedrich, Leonhard tauchen sie nicht auf.  
Leo Trotzkis Analyse zum Ersten Weltkrieg 
Ebenso ein weiterer wichtiger Zeitzeuge, dessen historische Analyse für Großbritannien nicht 
sehr schmeichelhaft ausfällt: Leo Trotzki.  
"… die englische Demokratie hat doch zum imperialistischen Kriege geführt, und zwar nicht 
nur in dem Sinne allgemeiner Verantwortung aller kapitalistischen Staaten für den Krieg - 
nein, im Sinne der direkten und unmittelbaren Verantwortung der englischen Diplomatie, die 
bewußt und berechnend Europa in den Krieg trieb. Hätte die englische 'Demokratie' erklärt, 
daß sie auf seiten der Entente in den Krieg eingreift, hätten wahrscheinlich Deutschland und 
Österreich-Ungarn den Rückzug angetreten.  
Hätte England seine Neutralität erklärt, hätten wahrscheinlich Frankreich und Rußland diesen 
Rückzug angetreten. Aber die britische Regierung hat anders gehandelt: Sie hat heimlich der 
Entente ihre Unterstützung versprochen, Deutschland und Österreich-Ungarn auf die Mög-
lichkeit der Neutralität rechnen lassen und sie irregeführt. So hat die englische 'Demokratie' 
den Krieg provoziert …"  
"Merchants of death" und die Lehren aus dem Weltkrieg 
Es waren also größere Kabale als die "small cabals", die 1914 in den Krieg führten. Letztlich 
war es ein kleiner Kreis von britischen Politikern, die hinter dem Rücken ihrer ahnungslosen 
Kollegen agierten: Edward Grey, Richard Haldane, Herbert H. Asquith und nicht zuletzt Win-
ston Churchill. Sie überrumpelten Kabinett und Parlament, während im Hintergrund Lord 
Milner die Strippen zog. 1934 begann unter dem Vorsitz des Senators Gerald Nye das Senate 
Munitions Investigating Committee, den Einfluß amerikanischer Banken und Waffenfabri-
kanten auf den Kriegseintritt im Jahr 1917 zu untersuchen.  
Der Ausschuß fand heraus, daß die Waffenindustrie neben Preisabsprachen vor und während 
des Krieges starken Einfluß auf die US-Außenpolitik genommen hatte. Wegen der immensen 
Kredite an die Entente hätten die Morgan-Banken bei einer Niederlage der Entente Insolvenz 
anmelden müssen.  
Nach zwei Jahren (93 Anhörungen und 200 Zeugen, darunter J. P. Morgan) kam das Komitee 
zu dem Ergebnis, daß die USA von den "Kaufleuten des Todes" (Merchants of death), Ban-
kiers und Rüstungsindustriellen, in den Krieg "getrickst" worden seien. 
Kommt uns dieses Szenario nicht bekannt vor? Spätestens seit 2008 sind hinter den globalen 
Unruhen und Konflikten die Interessen einer entfesselten Gier nach Renditen und Ressourcen 
erkennbar. Wie damals werden Konflikte geschürt, wenn nicht sogar provoziert, um Volks-
wirtschaften aufzubrechen und Länder abhängig zu machen. Der Imperialismus ist nach dem 
Zweiten Weltkrieg keineswegs begraben worden. 
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Der Blick in die jüngste Geschichte zeigt, daß die meisten der heutigen globalen Verwerfun-
gen ihre Wurzeln in der imperialen Politik zu Beginn des 20. Jahrhunderts haben. Es ging um 
schonungslose Ausbeutung und Mißachtung anderer Kulturen. Mit dem Frieden von Versail-
les wurden Kränkungen manifestiert, die sich nicht dauerhaft unterdrücken lassen. So könnte 
der hundertste Jahrestag von Versailles Anlaß sein, daß alle Betroffenen den Balken in ihrem 
Auge erkennen und einen Prozeß der Heilung einleiten - so könnten endlich die 14 Punkte 
von Wilson nachträglich verwirklicht werden.  
Voraussetzung dafür ist allerdings die Auflösung der heutigen imperialen westlichen Struktu-
ren. Mit dem Austritt Großbritanniens aus der Nato-dominierten EU könnte der Neustruktu-
rierungsprozeß hin zu einer wirklichen Europäischen Gemeinschaft eingeleitet werden, einer 
europäischen Gemeinschaft, die Rußland einbezieht.  
*Wolfgang Effenberger, 1946 geboren, ist Publizist und Buchautor. Seine beiden aktuellen 
Bücher heißen "Wiederkehr der Hasardeure. Schattenstrategen, Kriegstreiber, stille Profiteure 
1914 und heute" (gemeinsam mit Willy Wimmer), 2014 und "Geo-Imperialismus. Die Zerstö-
rung der Welt", 2016 …<< 
Die österreichische Online-Zeitschrift "Contra Magazin" berichtete am 31. Januar 2018: 
>>Ein unglaublicher Verrat an den Völkern Europas ist im Gange 
Von Eva Maria Griese  
Die deutsche Kanzlerin setzt seit Jahren eine Agenda um, die weder dem Wohle des deut-
schen Volkes dient noch dem Europas. Und auch nicht der Zukunft jener, die auf Merkels 
Einladung hin ihr Heil in Germoney suchen.  
Die Flüchtlinge sind nur Manövriermasse für die Eliten - auf deren Verschiebebahnhof für 
den Zug in Richtung "Neue Weltordnung".  
Migration als Waffe: "Laut der Studie im gleichnamigen Buch der US-Politikwissenschaft-
lerin Kelly Greenhill funktioniert diese Art politischen Drucks besonders gut gegenüber libe-
ralen Demokratien, die Menschenrechte schützen wollen und dann zwischen diesem An-
spruch und dem Unmut der eigenen Bevölkerung zerrieben werden." (SZ)  
Auch Sarkozy ist mit von der Partie. …  
Der ehemalige Französische Präsident hatte schon 2008 dieselbe Agenda: Hier wird alles ge-
sagt - in den eineinhalb Minuten einer Rede zu Chancengleichheit und Vielfalt: 
"Was ist das Ziel? Das ist die Rassenvermischung! 
Das ist keine Wahl - das ist zwingend! Eine Verpflichtung … Deshalb müssen wir uns alle 
wandeln. … Wenn es das Volk nicht freiwillig macht, werden wir zwingende Maßnahmen 
ergreifen. ...  
Auch interessant: die Sichtweise eines Außenstehenden  
Ein Deutsch-Argentinier mit klarem Blick sagt in diesem Straßeninterview in wenigen Minu-
ten ganz deutlich, wie der Plan abläuft. Die Migration ist ein Betrug am Volk für die "Neue 
Weltordnung". … Die Flüchtlinge sollen die deutsche Identität zerstören. … Die Politiker von 
A-Z sind Betrüger. Die Journalistin läßt ihn erstaunlicherweise ausreden… (Sechs lohnens-
werte Minuten) … 
Die Islamisierung des alten Kontinents ist schon bald unumkehrbar. …  
Denn Brüssel bastelt an einem Brandbeschleuniger - das EU-Parlament will das Asyl-
recht massiv ausweiten  
Der österreichische Rechtsanwalt Dr. Tassilo Wallentin warnt in der Kronenzeitung: "Auf 
unser Land könnte ein noch nicht da gewesener Ansturm von Asylwerbern aus aller Welt zu-
kommen. Denn das EU-Parlament will das Asylrecht ändern: Künftig soll nicht mehr der erste 
sichere Drittstaat, in den ein Asylwerber eingereist ist, für das Asylverfahren zuständig sein. 
Künftig soll der Staat zuständig sein, in dem bereits Angehörige des Asylwerbers leben.  
Mehr noch: Die "bloße Behauptung" einer Familienverbindung soll ausreichen, um ein Visum 
etwa nach Österreich zu erhalten. In dem Entwurf des EU-Parlamentes, das dem Nachrich-
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tenmagazin "Der Spiegel" vorliegt, heißt es: "Im Ergebnis wäre ein Mitgliedstaat, in dem sich 
bereits zahlreiche Ankerpersonen befinden, für weitreichende Familienverbände zuständig". 
Sollte dieses Gesetz beschlossen werden, wäre dies das Ende Österreichs, wie wir es kennen." 
Ebenso auch das Ende für Deutschland und dank der Freizügigkeit das vieler anderer Natio-
nen Europas.  
Die EU-Kommission ist schon länger auf Migrations-Kurs - bis in den letzten Winkel 
des Planeten  
Im Oktober 2015 rief Frans Timmermans als Vize-Präsident der Europäischen Kommission 
alle Mitglieder des EU-Parlaments auf, ihre Anstrengungen zu verstärken, "einzelne, mono-
kulturelle Staaten auszuradieren". Er legte besonderen Nachdruck auf die Wichtigkeit, auch 
nicht den entlegensten Orten auf dem Planeten zu erlauben, die kulturelle Vielfalt zu verwei-
gern.  
Die Zuwanderung nach Europa hält nach wie voran. Die Medien aber berichten nur mehr ver-
halten über die Zahlen, außer über jene bei "Rettungsaktionen". Die Grenzschutzagentur 
Frontex und deutsche Marineschiffe nehmen den Schleppern schon kurz außerhalb der liby-
schen Hoheitsgewässer die Arbeit ab und bringen die Migranten nach Europa.  
Das Statistische Jahrbuch 2017 liefert die Fakten für den Genozid - die Masseneinwanderung 
wird unweigerlich zum Aussterben der autochthonen Bevölkerungen Europas führen  
Viele Aspekte der großen Migration sind bereits bekannt. Doch jetzt lassen sich die Auswir-
kungen der Völkerwanderung auch schwarz auf weiß nachlesen, im Jahrbuch des Statisti-
schen Bundesamtes. Die Zahlen bestätigen, das u.a., daß bereits fast 40 Prozent der Kinder 
unter fünf Jahren Migrationshintergrund haben.  
Das waren noch Zeiten … Angela Merkel wußte mal ganz genau, wie man "zum Wohle des 
deutschen Volkes" regiert. Ein AfD-taugliches CDU-Wahlprogramm des Jahres 2005 machte 
sie zur Kanzlerin:  
Identität Deutschlands bewahren  
Kunst und Kultur pflegen  
Zuwanderung steuern und begrenzen  
Sicherheit für alle - überall in Deutschland  
Kriminalität und Gewalt entschlossen bekämpfen  
Freiheit und Recht gegen den Terror verteidigen  
Noch im Jahr 2007 konstatierte der Spiegel: "Mekka Deutschland - die stille Islamisierung" - 
Man hatte also die Entwicklung vorausgesehen. …  
"Der Ansatz für Multikulti ist gescheitert, absolut gescheitert!" verkündete die Kanzlerin 2010 
in Potsdam auf dem Parteitag der Jungen Union.  
In den folgenden Jahren betreibt die Kanzlerin eine Politik, welche dieser Erkenntnis diame-
tral entgegengesetzt ist. Irgendwo auf den langen Fluren des Bundestages oder im Gewusel 
der Parteigremien dürfte diese Einsicht also verloren gegangen sein. Vielleicht ist sie auch bei 
einem Arbeitsessen mit dem Globalisten Barack Obama oder dem Mentor der Massenmigra-
tion George Soros unter den Tisch gefallen.  
Der Massenansturm 2015 ist kein Zufall, denn die Deutsche Welle hatte in den Her-
kunftsländern Werbung gemacht - in den jeweiligen Landessprachen  
Der pakistanische Journalist Shams Ul-Haq hielt sich unmittelbar vor Beginn der "Flücht-
lingswelle" persönlich in den genannten Ländern auf und spricht diese Sprachen. Er konsta-
tierte, daß die Einladung der Deutschen Welle in Arabisch, Urdu oder Paschtu damit warb, 
daß Deutschland dringend Zuwanderer brauche, und Merkel sich dafür verbürge, daß jeder 
bei Ankunft gleich ein eigenes Haus bekommt. Von Flüchtlingsheimen war nicht die Rede. 
Und Familien sollten sofort bei Ankunft 5.000 Euro bekommen, Alleinreisende 3.000. Merkel 
wolle bis 2017 drei Millionen Flüchtlinge.  
Ein gesellschaftspolitisches Experiment der Superlative beginnt …  
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Kaum zwei Legislaturperioden später findet sich das Volk der Dichter und Denker dank Mer-
kels eigenmächtiger Preisgabe des Staatsgebietes mitten in einem fatalen Feldversuch.  
Die damals chaotischen Zustände an den Grenzen können maximal als mildernde Umstände 
geltend gemacht werden, die Kontrolle über den Zustrom in das Land ausgesetzt zu haben. 
Sie hätte zumindest nach wenigen Tagen wieder in Kraft gesetzt werden müssen.  
Falsche Versprechungen sind auch Verrat an den Migranten, die ihre Heimat verlassen haben. 
Und ebenso an jenen Ländern, aus denen sie abgewandert sind und wo sie zum Wiederaufbau 
gebraucht würden. Die enttäuschten Migranten sind wütend:  
… In Syrien hat man gehört, daß man bei Ankunft gleich ein Haus bekommt! Von Flücht-
lingsheimen war nicht die Rede … bin nach Deutschland geflüchtet, um mir ein neues Leben 
aufzubauen. Aber es beruht auf falschen Versprechungen … wir haben Heimweh und fühlen 
uns erniedrigt, wenn ich wieder in Bagdad bin, werde ich die Erde küssen … ich gehe lieber 
wieder nach Hause und sterbe im Kampf gegen den IS, als hier zu bleiben. …  
Dieser Feldversuch, eine archaische und kämpferische Kultur mit einem religiösen Herr-
schaftsanspruch in eine moderne und friedliebende Gesellschaft einzugliedern, ist fast flä-
chendeckend gescheitert.  
Seit Merkels lapidarer Feststellung "der Islam gehört zu Deutschland" haben sich auch Paral-
lelgesellschaften, Kriminalität und Terror in jener Nation häuslich eingerichtet, die in aller 
Welt für Beschaulichkeit, Sicherheit und Ordnung bekannt war. Und in welche viele Men-
schen geflohen sind, um genau dem zu entgehen.  
Die vom Staatsrechtler Professor Karl Albrecht Schachtschneider ausgearbeitete Verfas-
sungsbeschwerde gegen die rechtswidrige Asylpolitik der Bundesregierung wurde abgewie-
sen.  
Nach wie vor wird kaum zwischen berechtigten Asylsuchenden und Einwanderern in das So-
zialsystem unterschieden, von den Asylwerbern noch immer nicht zwingend ein Nachweis der 
Identität gefordert.  
Im Deutschland des Jahres 2018 weiß niemand mehr genau, wie viele sogenannte Schutzsu-
chende überhaupt im Land sind. …  
Auch nicht, wer sie wirklich sind, und ob sie überhaupt Anspruch auf jene großzügigen Zu-
wendungen haben, deretwegen sich viele von ihnen - inzwischen allerdings vorwiegend 
Glücksritter männlichen Geschlechts aus Afrika - überhaupt erst auf den Weg gemacht haben. 
Auch weiß man längst, daß Integration hauptsächlich deswegen funktioniert, weil die "schon 
länger hier Lebenden" inzwischen auch Weltmeister in der Disziplin "Toleranz bis zur Selbst-
aufgabe" sind und sich vor den Neuankömmlingen mehr oder weniger in den Staub werfen. 
Die Polizei bekam vom Innenminister anstatt Verstärkung und dringend benötigter Ausrü-
stung Samthandschuhe und einen Maulkorb verpaßt.  
Von den streichelzarten Urteilen einer auf politisch korrekt gebürsteten Justiz ganz zu 
schweigen. …  
Die Gesinnungspolizei der EU und des deutschen Innenministers mit seiner Digital-Gestapo 
leisten ganze Arbeit. Meinungsfreiheit war gestern, heute wird zensiert im Namen einer poli-
tischen Korrektheit, die von oben verordnet wurde. Die Politik fürchtet das Erstarken der 
rechten Parteien und die virtuellen Wutausbrüche der Bürger in den sozialen Medien mehr als 
den realen Verlust der Sicherheit durch Messerstecher, Vergewaltiger und Anschläge.  
Ein neues Zensurgesetz und strengere Strafen warten auf Kritiker  
Die EU hat schon vor Jahren einen Entwurf für ein Statut zur Förderung von Toleranz veröf-
fentlicht, der zur Umsetzung in den einzelnen Mitgliedsstaaten gedacht ist. Bei Verstößen 
droht Inhaftierung, für Jugendliche Umerziehung. Der European Council on Tolerance and 
Reconciliation (ECTR) ist - anders als die Bezeichnung suggerieren mag - eine Nicht-
Regierungs-Organisation, welche den EU-Bürgern nun auch Toleranz gegenüber jeglicher 
Minderheit in Bezug auf Rasse, Ethnie, Religion, Geschlecht oder sexuelle Neigung verord-
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net. Man beachte, daß "der besondere Schutz, den Mitglieder verletzbarer und benachteiligter 
Gruppen genießen, deren Bevorzugung erfordern kann.  
Die Mehrheitsgesellschaft gerät unter die Räder der Minderheiten  
Vor lauter Toleranz gegenüber den Minderheiten sind die Rechte der Mehrheit immer mehr 
vernachlässigt worden. Sie darf sich noch nicht einmal zur Wehr setzen, weil eine neu eta-
blierte Gesinnungsdiktatur Kritik bereits im Keim erstickt. Diese Zensur kennt keine Toleranz 
gegenüber berechtigten Unmutsäußerungen, Formulierungen, die noch vor wenigen Jahren 
umgangssprachlich absolut üblich waren, fallen heute unter "Haßrede" und werden geahndet. 
Goebbels hätte mit dieser Gesinnungs-Gestapo seine helle Freude gehabt.  
Diese Politiker werden niemals mehr Politik für das eigene Volk machen  
Man kann von diesen mutwilligen Verursachern wohl kaum die Lösung der Probleme erwar-
ten. Deutschland wurde noch nie am Hindukusch verteidigt, seit Merkel noch nicht einmal 
mehr an den eigenen Staatsgrenzen. Ein eventueller Einsatz im Inneren wäre gegen das eigene 
Volk gerichtet.  
Die Zukunft unserer Kinder und der Nationen Europas werden wir leider nicht auf Facebook 
oder in den Kommentarspalten der etablierten Medien retten können. Sondern nur, indem die-
se Mehrheit der Deutschen, solange sie noch eine ist, auf die Straße geht und die Verräter aus 
ihren Ämtern jagt.  
So müßte es gehen … das Volk läßt von sich hören!  
Denn sonst könnte Merkel schon bald von ihren heimlichen Chefs zur "Mitarbeiterin des 
Jahrzehnts" gekürt werden! Für ihre unermüdliche Arbeit bei der Umsetzung einer "Neuen 
Weltordnung" …<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 23. September 2018: >>Eine der 
letzten Chancen 
Das Europaparlament hat mit Zweidrittelmehrheit ein Verfahren gegen Ungarn beschlossen 
mit dem Ziel, der Regierung auf EU-Ebene das Stimmrecht zu entziehen. Zur Begründung 
werden die "systemische Bedrohung der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit und der Grund-
rechte in Ungarn" angeführt.  
Doch jeder weiß, worum es in Wahrheit geht: Ungarn und die anderen Visegrád-Staaten wei-
gern sich, es den Westeuropäern gleichzutun und ihre Grenzen für eine Masseneinwanderung 
aus der Dritten, vornehmlich moslemischen Welt zu öffnen. 
Praktisch wird der Vorstoß aus Straßburg ins Leere gehen, denn der Entzug des Stimmrechts 
erfordert einen einstimmigen Beschluß im Europäischen Rat, und Polen hat schon angekün-
digt, dagegen zu votieren.  
Um einen Skandal handelt es sich gleichwohl, denn wenn einer Regierung, die mehrmals in 
freien Wahlen das Vertrauen des Volkes errungen hat, die Satisfaktionsfähigkeit abgespro-
chen wird, stuft man den Staat symbolisch zum Protektorat herab. 
Ministerpräsident Viktor Orbán wies vor dem Straßburger Plenum darauf hin, daß sein Land 
"seit tausend Jahren Mitglied der Familie der christlichen europäischen Völker ist", dem 
Kommunismus getrotzt und 1989 "seine Grenzen für seine ostdeutschen Schicksalsgenossen" 
geöffnet hat. Er appellierte an ein Geschichtsbewußtsein, das den meisten Abgeordneten 
längst fehlt. 
EU als Agentur des Globalismus 
Dieses Europaparlament und die EU-Bürokratie stehen nicht für die historische, geistige und 
kulturelle Dignität des Kontinents, sondern für die Totalherrschaft einer Gegenwart, in der 
Volkssouveränität, Demokratie und Gewaltenteilung auf Kampfbegriffe wie Diversität, Teil-
habe, Antidiskriminierung geschrumpft sind. 
Eine wichtige Rolle spielt dabei der Globale Migrationspakt, der von mehr als 190 Uno-
Mitgliedstaaten Ende des Jahres unterzeichnet werden soll. Die Unterschrift verweigern wol-
len die USA und eben Ungarn, das erklärte, der Vertrag widerspreche den Landesinteressen. 
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Der Pakt sieht humanitäre Visa und Umsiedlungsprogramme für Migranten vor, die ihr Hei-
matland wegen Umweltzerstörung und Klimawandel verlassen müssen. Sie sollen in den Ziel-
ländern Zugang zu Gesundheit, Wohnen, Bildung und zum Rechtssystem erhalten und per 
Gesetz vor Diskriminierungen geschützt werden. Familienzusammenführungen sollen erleich-
tert werden. 
Während die Ungarn auf ihr Recht pochen, innerhalb der eigenen Grenzen selbstbestimmt zu 
leben, betätigt die EU sich als Agentur des Globalismus und sieht ihre Aufgabe darin, den 
Nationalstaaten auch das Recht auf existentielle Selbstverfügung zu nehmen und den Konti-
nent nach Afrika und Vorderasien grenzenlos zu machen. 
Neuer West-Ost-Konflikt 
Der Politikwissenschaftler Yascha Mounk äußerte im öffentlich-rechtlichen Fernsehen zur 
laufenden Agenda, "daß wir hier ein historisch einzigartiges Experiment wagen, und zwar 
eine monoethnische und monokulturelle Demokratie in eine multiethnische zu verwandeln. 
Das kann klappen, … dabei kommt es aber natürlich auch zu vielen Verwerfungen." Wenn 
sich jemand dem entgegenstelle, dann müsse "ganz klar" gezeigt werden, "daß der Staat fähig 
ist, die Menschen, die dagegen aus Haß verstoßen, richtig zu bestrafen". 
Die Menschen und Völker östlich der Elbe sind schon einmal die Objekte eines "einzigartigen 
Experiments" gewesen, das von 1945 bis 1989 dauerte. Es ist tief in ihnen und im Gedächtnis 
ihrer Nachkommen eingeschrieben. Der neue West-Ost-Konflikt, der sich an der Behandlung 
Ungarns durch die EU entzündet, geht also weit über das hinaus, was die Theoretiker der 
Postdemokratie als neoliberales Formtief des liberalen Systems beschreiben. Der polnische 
Philosoph Ryszard Legutko, der zur Zeit sein Land im Europaparlament vertritt, sieht im mul-
tiethnischen und -kulturellen Projekt eine dem kommunistischen Experiment tendenziell ver-
gleichbare, totalitäre Energie wirken. 
Auch heute werden die vermeintlich Guten, die unter Freiheit die Bejahung des finalen Ziels 
verstehen, vom Staat von den vermeintlich Bösen geschieden, deren "Widerstand im Interesse 
aller gebrochen werden muß". Weil man sie auf der sachlichen Ebene nicht widerlegen kann, 
werden sie moralisch als Rassisten und Faschisten stigmatisiert. Die zweite Parallele ist die 
Politisierung sämtlicher Lebensbereiche bis in die schulische Bildung, die Sprache und sogar 
die privaten Beziehungen. 
Der Osten durchschaut die Mechanismen der Indoktrination 
Der neue Ost-West-Konflikt reißt in der Bundesrepublik einen innerstaatlichen Graben auf. 
Während der Politik- und Mediendiskurs nahezu vollständig die multiethnische Transfor-
mation bejaht und die Bevölkerung im Westen bisher nur punktuell Widerspruch wagt, durch-
schauen die Menschen im Osten aus historischer Erfahrung die Mechanismen der Indoktrina-
tion und verweigern sich ihr mehrheitlich. 
Es handelt sich um einen Widerstand von unten. Es gibt kaum alteingesessene Politiker, Aka-
demiker und Journalisten, die als Wortführer agieren könnten, weil die Unterwerfung unter 
den West-Diskurs für karriereorientierte Ostdeutsche das Entréebillet zum Aufstieg bildete. 
Die oft ungeschickte Artikulation der Proteste nehmen die Medien zum Anlaß, sich zur Hetz-
meute der Rechtgläubigen zu formieren und die Demonstranten als "Mob" zu verhöhnen. 
Die Aggressionen lassen auf Ratlosigkeit, unterdrückte Zweifel und Selbsthaß schließen. 
Auch deshalb ist die aktuelle Ost-West-Kontroverse für Deutschland und Europa eine der 
letzten Chancen, um sich aus dem Strudel der Selbstabschaffung zu befreien.<< 
Die schweizerische Online-Zeitung "Zeit-Fragen" Nr. 10 berichtete am 23. April 2019: >>Ich 
habe an einem Faden des Lügengespinstes gezogen, und es ist alles ans Licht gekom-
men" 
Buchbesprechung von Rita Müller-Hill 
In der Sendung Les Terriens du samedi, ausgestrahlt am 9. März im französischen Fernsehen 
Canal+, wurde Philippe de Villiers vom Journalisten Thierry Ardisson gefragt, ob Angela 
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Merkel die Geschichte Walter Hallsteins, des ersten Präsidenten der Europäischen Kommissi-
on, bekannt war, als sie am 13. November 2018 im Deutschen Bundestag eine große Lobrede 
auf ihn hielt. Philippe de Villiers antwortet sehr ernst: "Ja, und ich denke, sie hat gelogen."  
Erläuterung zum Buchtitel 
Auf den ersten Seiten seines Buches erzählt Philippe de Villiers, wie er dazu gekommen ist, 
sich mit der Geschichte der EU zu beschäftigen, und wie der Titel seines Buches zustande 
kam. Er berichtet auf Seite 19 von einer Unterhaltung mit dem langjährigen (1958-1968) 
französischen Außenminister Maurice Couve de Murville, der dieses Amt schon während der 
Präsidentschaft Charles de Gaulles innehatte. Im Laufe dieser Unterhaltung habe sich Couve 
de Murville über den Marshallplan, dessen Akzeptanz er als Unterwerfung bezeichnete, über 
Walter Hallstein und den europäischen Einigungsprozeß geäußert: … "Ach Europa! Das Eu-
ropa der Gründerväter! Es genügt, wenn Sie an einem Faden ziehen, dann kommt alles." - 
"Aber an welchem Faden?" - "Am Faden des Lügengespinstes." 
Öffnung der Archive 
Ein Professor der Sorbonne, den Philippe de Villiers nicht namentlich nennt, kommentierte 
später diesen sybillinischen Spruch: "Couve de Murville hat das erste Stottern des europäi-
schen Projektes miterlebt. Er wußte alles über alle, über die Trugbilder und die Hintergedan-
ken, die ganze Verwickeltheit, das Getue, den faulen Zauber. Am Faden ziehen sollte in sei-
nem Sinne sicher heißen: an die Quelle gehen." "Aber an welche Quelle?", fragt de Villiers. 
"An die Quelle der Informationen, die in den Archiven schlummern. … Sie sind nicht mehr 
geheim, sie sind nach und nach geöffnet worden, zugänglich gemacht worden", bekam er zur 
Antwort. 
Als de Villiers vermutet, daß nun viele Forscher in die Archive stürzen, muß ihn der Professor 
enttäuschen. Es seien nur sehr wenige, die das tun. Und auf die Frage, warum die Forscher so 
wenig neugierig seien, erhält er zur Antwort, dies geschehe aus Vorsicht. Man könne seinen 
Lehrstuhl, seinen Lehrauftrag, seinen Job, seinen Verleger verlieren. - Auf die Frage, ob es 
sich da um ein Tabu handle, bekommt er zur Antwort: "Mehr als das, es geht um einen My-
thos, eine Ideologie, ein Glaubenswerk. Alles, was diese Gründerväter betrifft, liegt im Be-
reich des Heiligen, Unberührbaren." - "Eine offizielle Wahrheit, also." 
Diese Unterhaltung ist eine Art Initialzündung. Philippe de Villiers stellt vier Arbeitsgruppen 
zusammen, die er seine "Brigaden" nennt, und schickt sie auf die Quellensuche. 
Im Buch dokumentiert er mit 28 Faksimilekopien auf 111 Seiten die Richtigkeit seiner Aus-
sagen. Und Philippe de Villiers spricht aus, was nicht ans Licht der Öffentlichkeit kommen 
sollte. Nur ein enger Kreis von Eingeweihten wußte, wie die Dinge wirklich waren. General 
de Gaulle, der nicht zu diesen gehörte und den man lieber unschädlich gemachte hätte, wußte 
aber auch seit der Gründung der "France libre" in London (1940): Jean Monnet war nicht auf 
seiner Seite. Er vertrat die Interessen Amerikas, das auf den mit Hitler kollaborierenden Mar-
schall Pétain setzte und de Gaulle als Störfaktor ansah.  
"Philippe de Villiers hatte also Forschergeist und den Mut, sich in die Archive zu begeben 
und zu veröffentlichen, was er dort fand: Dokumente, die eindeutig beweisen, daß Jean Mon-
net von der CIA für seine Aktivitäten als Gründervater Europas bezahlt wurde, daß Robert 
Schumann eine zwielichtige Gestalt war, die zwischen den jeweiligen Machthabern hin und 
her wechselte und letztlich im Dienste der US-Amerikaner war." 
Forschergeist und Mut 
Im deutschsprachigen Raum hat Andreas Bracher bereits 2001 die sakrosankte Europa-
Ideologie in Frage gestellt. In Zeit-Fragen wurden 2010 und 2011 zwei Artikel veröffentlicht, 
die eindeutig aufzeigten, in wessen Diensten Jean Monnet stand und in welche Netzwerke er 
eingebunden war. 
Und Walter Hallstein, NS-Ausbildungsoffizier und juristischer Spezialist der Nazis für "Das 
Neue Europa", stellte seine Dienste ebenfalls den Amerikanern zur Verfügung. 
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Wer es wirklich wissen wollte, fiel jetzt bei der Veröffentlichung von de Villiers Buch nicht 
aus allen Wolken. Einiges ist jedoch neu: zum Beispiel die Tatsache, daß Monnets "Memoi-
ren" nicht von ihm selbst geschrieben wurden, sondern im Auftrag Kennedys, bezahlt von der 
Ford Foundation, von einer Historikergruppe verfaßt wurden. 
Wie entstanden Jean Monnets "Memoiren"? 
De Villiers erzählt, wie er hinter dieses Geheimnis gekommen ist. Diese Episode ist beispiel-
haft für de Villiers Vorgehen: Die vielen menschlichen Beziehungen, die er in seinem Leben 
eingegangen ist, seine Fähigkeit zuzuhören, gepaart mit einem guten Gedächtnis und einer 
gehörigen Portion Humor, führen dazu, daß er auch Jahre später noch in der Lage ist, be-
stimmte Informationen, die er anfangs nicht verstand, in ihren Kontext einzuordnen und ihren 
Sinn zu erfassen. Wegen der Eindrücklichkeit und des exemplarischen Charakters sei an die-
ser Stelle etwas genauer darauf eingegangen. Da es noch keine offizielle deutsche Überset-
zung des Buches gibt, sind alle Passagen von der Autorin des Artikels übersetzt worden.  
Philippe de Villiers besucht als Student Jacques Chapsal, seinen ehemaligen Professor der 
Politischen Wissenschaften, der während ihrer Unterhaltung überraschend Besuch von seinem 
Kollegen und Freund, dem Professor für moderne Geschichte Jean-Baptiste Duroselle, Autor 
eines Grundlagenwerks der Internationalen Beziehungen, - dem Duroselle, den damals jeder 
Student kannte - erhält. De Villiers darf bleiben und erhält Einblick in die Entstehungsge-
schichte der Memoiren Jean Monnets. Chapsal fragt Duroselle: "Und, was machen diese Me-
moiren? Geht es voran?" 
Duroselle: "Ja. Die Studenten arbeiten hart daran. Wir haben die Arbeit aufgeteilt." 
Chapsal: "Das ist ja sicher wichtig für die Stiftung und für ihr Renommee in den USA." 
Duroselle: "Ja, aber noch viel wichtiger, lieber Jacques, ist es für die Vereinigung Europas. 
Sie braucht einen neuen Anstoß, neuen Elan." 
Bei anderer Gelegenheit sagt der französische Diplomat und Politiker Jean Francois-Poncet: 
"Die Memoiren Jean Monnets sind 'die kleine rote Bibel der Vereinigung Europas', die wir so 
dringend brauchen."  
Wer wollte dieses Buch? 
In diesem Zusammenhang stellt Philippe de Villiers drei Fragen: Wer hat diese Memoiren in 
Auftrag gegeben? Wer hat sie bezahlt? Wer hat sie geschrieben? 
An dieser Stelle des Buches wird deutlich, wie unterschiedlich man an die Beantwortung sol-
cher Fragen herangehen kann. Im umfangreichen Referenzwerk, der von Eric Roussel verfaß-
ten Biographie Jean Monnets, werden Namen über Namen genannt. Menschen, mit denen 
Monnet in Kontakt war. Aber wer waren diese Leute? Welche Funktionen übten sie aus? In 
welche Netzwerke waren sie eingebunden? Welche Interessen verfolgten sie? In wessen 
Diensten standen sie? Von wem wurden sie bezahlt? 
Dem ist de Villiers nachgegangen, hat die Zahlungsbelege gefunden und ist zu dem Ergebnis 
gekommen: Die US-Amerikaner haben das Werk in Auftrag gegeben und bezahlt. Dazu muß 
man Hintergrundwissen haben und den Mut, es offenzulegen. De Villiers beweist, daß die 
Ford Foundation als Geldgeber nicht einfach nur die Ford Foundation war, sondern einer der 
Geldverteiler der CIA. Wer hat die Memoiren verfaßt? Duroselle als leitender Professor ver-
teilte die Arbeit an eine Gruppe von Studenten. Pierre Gerbet, Eric Westphal, André Kaspi, 
Richard Mayne. "Es funktionierte wie eine Maschine, die Nachforschung, Erzählung und 
Schreiben herstellt."  
Jean Monnet selbst interessierte sich kaum für das Werk. Geschrieben wurde es letztlich von 
François Fontaine, einem Romanautor, der im Römischen Reich die Vorankündigung einer 
vollendeten Europäischen Union sah. 
Wir haben bei unseren eigenen Nachforschungen festgestellt, daß die oben genannten Autoren 
fester Bestandteil der "Monnet-Forschung" sind. Sie werden immer wieder zitiert - insbeson-
dere zitieren sie sich gegenseitig -, wenn man sie konsultiert, wird man im Kreis herumge-
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schickt.  
EU eine Etappe auf dem Weg zur Welt-Governance? 
Nur der letzte Abschnitt der Memoiren Jean Monnets stammt von ihm selbst. Und da er-
schließt sich nach Philippe de Villiers das Geheimnis seiner Intentionen: Die Europäische 
Gemeinschaft ist kein Ziel an sich. Wichtig ist, daß die alten Nationen von gestern mit ihrer 
jeweiligen Souveränität nicht mehr der Rahmen sein sollen, in dem die aktuellen Probleme 
gelöst werden. Die Gemeinschaft als solche ist nur eine Etappe auf dem Weg zu Organisati-
onsformen der Welt von morgen.  
Da erhebt sich dann in der Sicht Philippe de Villiers die Welt-Governance, Globalia, die von 
allen Attributen wie Souveränität, Demokratie und verschiedenen Völkern "befreit" ist. Der 
Traum vom planetarischen Management, die Beherrschung der Menschheit durch die Tech-
nik, durch einen allumfassenden Markt in einen dauerhaften Frieden gehüllt und eine gren-
zenlose individuelle Freiheit garantierend. "Weicher, aufgeklärter Despotismus", sagte 
Jacques Delors zustimmend dazu. 
Das Buch Philippe de Villiers’ hat bereits viele Leser gefunden. Der Autor tritt in vielen Fern-
sehsendungen auf und hält den hinterhältigen Fragen vieler Journalisten auf beeindruckende 
Weise stand. Das Presseecho reicht von "das ist alles nicht neu" über "Verschwörungstheorie" 
bis "Unwahrheit". Philippe de Villiers zeigt auf, wer die wirklichen Verschwörer sind, wer ein 
Interesse daran hat, daß die Wahrheit im dunkeln bleibt, und welches die Interessen, Ziele und 
Beweggründe der europäischen Vereinigung sind und waren. Ein äußerst lesenswertes Buch, 
hinter das die Geschichtswissenschaft nicht mehr zurückgehen kann. …<< 
Herbert Ludwig berichtete am 4. November 2019 in seinem Internet-Blog "Fassadenkrat-
zer.wordpress.com" über die Europäische Union (x948/…): >>Die Europäische Union - von 
Anfang an Instrument der US-Geostrategie 
Die Europäische Gemeinschaft oder Union ist nicht geschaffen, um den Interessen der euro-
päischen Völker zu dienen, sondern diese mit ihrer jeweiligen Souveränität in einer bürokrati-
schen Organisation verschwinden zu lassen - einer wurzellosen übernationalen Staatsform, 
die nur eine Etappe auf dem Wege zu einem US-gesteuerten planetarischen Management, ei-
ner "Welt-Governance" darstellt. Zu diesem Ergebnis kommen die Archiv-Forschungen des 
französischen Politikers und Publizisten Philippe de Villiers in seinem neuen Buch. 1) … 
Der Aufstieg Jean Monnets (1888-1979) 
Schon früh konnte, so referiert Gerald Brei aus einem Kapitel de Villiers', Jean Monnet Kon-
takte zu einflußreichen Personen gewinnen. Als Vertreter des väterlichen Weinbrandunter-
nehmens aus Cognac schloß er 1911, 23-jährig, in London einen exklusiven Liefervertrag mit 
dem anglo-kanadischen Handelshaus Hudson's Bay Company "und gewann bei dieser Gele-
genheit einen ersten Mentor, Lord Kindersley, künftiger Direktor der Bank Lazard (und von 
1914-1946 Direktor der Bank of England), der ihm als Gehilfen die Türen öffnet und wertvol-
le Kontakte in der Handelswelt verschafft.  
Monnet stieg jetzt in den großen Hotels ab und wurde bald ganz anglo-amerikanisch. In ei-
nem Brief an Raymond Aron hat er selbst bekannt, "daß er eine doppelte Treuepflicht empfin-
det, gegenüber England und den USA." 
Im Herbst 1914 wurde ihm von der Hudsons's Bay Company die Mission anvertraut, dem 
französischen Premierminister René Viviani die Idee näherzubringen, Logistik und Handels-
flotte des Unternehmens für die Armee der Alliierten gegen die Mittelmächte zu nutzen. "Zu-
fällig" war der Anwalt des Familienunternehmens von Monnet, Maitre Benon, zugleich auch 
der Anwalt des Regierungschefs Viviani. "So sind es freimaurerische Freundschaften, die es 
dem jungen Mann erlauben, vom Premierminister Viviani sofort selbst empfangen zu werden. 
In der Folge öffneten sich alle Türen des Grand Orient." 
Die geschäftliche Verbindung mit der Hudson's Bay Company kam zustande, so daß Lord 
Kindersley seinem Protegé Monnet ausdrücklich gratulierte. Durch Monnets Vermittlung er-
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hielt das Kanadische Handelshaus später sogar das Monopol für französische Einkäufe in Ka-
nada. 
Dies war aber offensichtlich nur der Anfang einer umfassenden Tätigkeit Monnets für die Al-
liierten während des Ersten Weltkrieges. Nach Wikipedia arbeitete Monnet in weiteren "in-
teralliierten Einrichtungen der wirtschaftlichen Zusammenarbeit. Es handelte sich dabei um 
paritätisch besetzte internationale Organe: zuerst binational britisch-französisch, dann trina-
tional auch mit Italien und zuletzt auch mit den USA als viertem Partner. In dieser immer en-
ger und straffer werdenden Organisation erfolgte die Koordination der kriegswirtschaftlichen 
Güternachfrage und -logistik der westlichen Alliierten.  
1917 war so ein komplexes kriegswirtschaftliches Nachfrage-Kartell mit dem Allied Shipping 
Control als Zentrum entstanden. Es ging dabei um eine umfassende Verwaltung des kriegsbe-
dingten Mangels und um eine effektive Regulierung der entstandenen heftigen Beschaffungs-
Konkurrenz zwischen den Verbündeten." 
Unmittelbar nach dem Ersten Weltkrieg knüpfte Jean Monnet in den USA, so referiert Gerald 
Brei aus de Villiers Buch weiter, ein weites persönliches Kontaktnetz, das er selbst "magi-
schen Zirkel" nannte. So lernte er 1919 in der US-Reparationskommission von Versailles den 
Rechtsanwalt und späteren Außenminister John Foster Dulles kennen und wurde eng mit ihm 
befreundet.  
Dieser verhalf ihm dann 1935 zur Gründung einer eigenen Bank mit seinem Freund George 
Murnane (Monnet, Murnane & Co., New York), in die er selbst investierte. Monnet befreunde-
te sich auch mit dem einflußreichen Wallstreet-Banker Averell Harriman und wurde zusätz-
lich bei der Investmentfirma Blair & Co. (der späteren Bank of Amerika) aktiv, wo er mit 
dem Rechtsanwalt John McCloy einen weiteren engen Freund mit zahlreichen Verbindungen 
gewann. 
"Dieser wurde später Präsident der Weltbank, Hochkommissar in Deutschland, Präsident der 
Chase Manhattan Bank, danach Präsident der Fordstiftung. Er wird auch Verwalter bei der 
Rockefeller-Stiftung und von 1954 bis 1970 sogar Präsident des Council on Foreign Relations 
(von wo aus die US-Außenpolitik bestimmt wird). 1941 bis 1945 war John McCloy Unter-
staatssekretär im Kriegsministerium und einer der beiden politischen Berater des US-
Präsidenten Franklin D. Roosevelt, die Jean Monnet direkt führten. 
Der andere war Harry Hopkins, die graue Eminenz und einer der für den ´New Deal' verant-
wortlichen Theoretiker. Von diesem Hopkins druckt de Villiers einen Brief vom Februar 1943 
an Monnet ab, der im Befehlston an einen Untergebenen abgefaßt ist und Monnet auf eine 
geheime Mission nach Algier schickt, um der Politik der USA in Nordafrika zum Erfolg zu 
verhelfen."  
Die Vereinigten Staaten in Europa 
Nach dieser gründlichen Vorbereitung war Monnet nach Ende des Krieges der geeignete 
Mann, die US-amerikanische Vision für die künftige Gestaltung Europas durchzusetzen. Im 
April 1948 gründeten die Amerikaner in New York das "American Committee for a United 
Europe", das die bereits 1947 von Winston Churchill angestoßene "Europäische Bewegung" 
strategisch und finanziell jahrzehntelang unterstützte. Wichtige führende Mitglieder wurden 
drei erstrangige Geheimdienstler, die alle Direktoren des CIA waren oder wurden: General 
William ("Will Bill") Donovan, Walter Bedell Smith und Allen Dulles, der Bruder von John 
Foster Dulles. … 
Von Monnet gingen nun die entscheidende Initiativen zur europäischen Einigung aus. Von 
ihm stammte der Plan zur Schaffung einer übernationalen Behörde, die die Stahlindustrien 
Westeuropas, also auch Deutschlands verwalten und kontrollieren sollte.  
Der Plan wurde 1950 als Schumann-Plan bekannt, stammte aber von Monnet. Das neue Ge-
bilde, die "Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl", war der entscheidende Keim der 
heutigen Europäischen Union, der von vornherein als voller Staat angelegt wurde: mit einer 
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Exekutivbehörde, einem Parlament und einem Gerichtshof. Von 1953 bis 1955 war Monnet 
der erste Präsident. 
1955 gründet er, teilweise vom CIA finanziert, das "Aktionskomitee für die Vereinigten Staa-
ten von Europa", "in dem er", wie der Historiker Andreas Bracher schreibt, "Vertreter der 
wichtigsten Parteien, Gewerkschaften und Unternehmerverbände der Mitgliedstaaten zu-
sammenbringt. ... Das 'Aktionskomitee' blieb der Öffentlichkeit zwar weitgehend verborgen, 
war aber bis zu seiner Auflösung 1975 das wohl wichtigste Zentrum, von dem aus jenes Un-
ternehmen vorangetrieben wurde, dem sich Monnet verschrieben hatte: der europäische Ein-
heitsstaat."  
Interessant ist, worauf Gerald Brei hinweist, daß Monnet dieses "Aktionskomitee" 1955 grün-
dete, nachdem er 1954 bei der Gründungskonferenz der Bilderberger dabei gewesen war. 
Aus Deutschland waren z.B. Mitglieder des Monnet-Komitees: Kurt Birrenbach, Hans Furler, 
Kurt Georg Kiesinger, Heinrich von Brentano (alle CDU); Erich Ollenhauer, Willy Brandt, 
Helmut Schmidt, Walter Freitag (alle SPD) und der Deutsche Gewerkschaftsbund (Wikipe-
dia). Helmut Schmidt war voll des Lobes über Monnets Weitblick und Detailkenntnis und 
sprach mit Bewunderung und Verehrung von ihm. Eine rührende Gutgläubigkeit und zugleich 
erschreckende Realitätsblindheit. 
"De Villiers betont", hebt Gerald Brei hervor, "daß die Lüge für die EU konstitutiv und nicht 
nur peripher ist. Das angestrebte Ziel, das globalistische Projekt, sei niemals genannt wor-
den, sondern wurde sorgfältig versteckt und mit schön klingenden Phrasen überdeckt." 
Rita Müller-Hill zitiert de Villiers mit den Worten: 
"Was in diesem grundlegenden Chaos auffällt, ist die Geheimhaltung bei der Abfassung der 
Texte; die Protagonisten schreiben sich außerhalb des Rahmens der Institutionen; Schuman 
gestand später: Es war Jean Monnet, der mit seinen Mitarbeitern in einem kleinen Hotel in 
der Rue de Martignac, in wenigen Monaten ohne das Wissen der Öffentlichkeit oder gar der 
Regierung, die Idee der Gemeinschaft für Kohle und Stahl entworfen hat."  
Und schon bei dieser Gründung habe Monnet bekannt: "Unsere Gemeinschaft ist keine Verei-
nigung der Hersteller von Kohle und Stahl, sie ist in Wirklichkeit der Anfang von Europa, das 
die Vorwegnahme einer weltweiten Vereinigung ist. 
Das bedeutet, daß die EU die Vorstufe zu einem US-gesteuerten planetarischen Management, 
einer "Welt-Governance" darstellt, was Churchill schon 1947 in London ankündigte. 
Das Recht im Dienste von Wirtschaft und Politik 
Gerald Brei hebt hervor, daß de Villiers eindringlich schildere, wie die sogenannten vier 
Grundfreiheiten der EU zur Schaffung des Binnenmarktes: freier Verkehr von Waren, Perso-
nen, Dienstleistungen und Kapital, das Recht in den Dienst der Nützlichkeit stellen. Alles 
werde dem Ziel des Binnenmarktes untergeordnet.  
"Sämtliche Grenzen werden aufgelöst, seien es Staatsgrenzen oder Unterschiede in den 
Rechts- und Sozialsystemen. Selbst die einzelnen Rechtsordnungen konkurrieren auf dem 
Markt der Gesetze und können frei gewählt werden. Nicht einmal die Menschenwürde hat 
absoluten Stellenwert, sondern muß nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs der EU mit 
den Erfordernissen hinsichtlich der durch den Vertrag geschützten Rechte in Einklang ge-
bracht werden und unterliegt dem Verhältnismäßigkeitsprinzip." 
Hier ist das Recht aus seiner Verwurzelung in der allgemeinen Moral, den ethisch-sittlichen 
Auffassungen der Menschen, herausgelöst. Das Recht ist aber seinem Wesen nach Teil des 
moralischen Lebens und zwar der Teil, der wegen seiner besonders gravierenden Wirkung auf 
das gesellschaftliche Leben aus der Freiheit des Handelns herausgenommen und allgemein 
verbindlich gemacht wird.  
Das wirkliche Recht ist daher im Rechtsgefühl der Menschen verankert, das ein Gefühl der 
Gerechtigkeit, d.h. der Moralität ist. Wird das Recht den pragmatischen politischen Zielen 
und wirtschaftlichen Interessen der Unternehmen (d.h. der Kapitaleigentümer) unterworfen, 
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verliert es den Zusammenhang mit der Moral, so daß Recht und Gerechtigkeit auseinander-
driften. Damit haben wir es in der EU in weitestem Umfange zu tun. 
So ist es folgerichtig, daß "weder die Richter (des EuGH) noch die Europäische Kommission 
(welche die Gesetzesinitiative hat) demokratisch legitimiert (sind) und nicht zur Rechenschaft 
gezogen werden (können). Das ist von Anfang an so geplant gewesen. Die Herrschaft der eli-
tären Technokraten unterliegt keiner Kontrolle, weil es keine Gewaltenteilung gibt.  
Das traditionelle Verständnis von Macht (im Gleichgewicht gehalten durch andere Kräfte 
und verbunden mit politischer Verantwortung) sei immer mehr durch den diffusen Begriff des 
Regierens auf mehreren Ebenen ersetzt worden. De Villiers hält das für symptomatisch, weil 
das System auf diese Weise ohne starke bürgerliche Persönlichkeiten funktioniert. Die Akteu-
re der "governance" würden entkörperlicht und man könne an die Spitze der EU-Kommission 
einen x-beliebigen Trunkenbold setzen. Das hätte keine Bedeutung mehr." 
Die Institutionen entwickeln ein Eigenleben, das sich immer mehr den Einflüssen der Men-
schen entzieht.  
Der Historiker Andreas Bracher weist darauf hin, daß dies die Handschrift Jean Monnets sei, 
der die Macht der Institutionen von Anfang an veranlagt habe, um sie über den Tod der Per-
sönlichkeiten hinweg dauerhaft zu machen. Monnet habe einmal ausgeführt:  
"Jeder Mensch beginnt die Welt von vorne. Nur Institutionen werden weiser; sie speichern die 
kollektive Erfahrung; und von dieser Erfahrung und Weisheit her werden die Menschen, die 
denselben Gesetzen unterworfen sind, schrittweise feststellen, nicht, daß sich ihre Natur, aber 
daß sich ihr Verhalten ändert." 
Darin komme ein prinzipielles Mißtrauen gegen das menschliche Individuum zu Gunsten der 
Institutionen als der eigentlich weltgeschichtlichen Individualitäten zum Ausdruck. "Institu-
tionen sind, wie ich schon gesagt habe, wichtiger als Menschen", heiße es in Monnets Erinne-
rungen. 
Ein- und Ausblicke 
"Von Anfang an", resümiert Gerald Brei, "ging es um die Auflösung der historisch gewachse-
nen Nationalstaaten, um die Übertragung ihrer Souveränität auf ein supranationales Gebilde 
(eine Institution). ... Die Protagonisten hätten zwar von einer Stärkung Europas gesprochen, 
der Bildung einer europäischen Supernation, doch sei es tatsächlich und im Geheimen um 
eine Enthauptung Europas gegangen, reduziert auf einen Vasallenstatus, entfremdet, unter-
worfen und machtlos.  
Nach de Villiers haben die "Gründerväter" gut gearbeitet. Die "Vereinigten Staaten von Eu-
ropa" seien die Vereinigten Staaten in Europa. Die Europäische Bewegung hatte nach dem 
Ergebnis seiner Recherchen nicht Europäisches. Sie war von den US-Amerikanern vollstän-
dig infiltriert und gesteuert." (Gerald Brei) 
Und Rita Müller-Hill zitiert dazu de Villiers passend: "Diese Governance arbeitet seit dreißig 
Jahren daran, nicht etwa 'Europa aufzubauen' - das heißt, die historische Kontinuität einer 
Zivilisation zu sichern -, sondern im Gegenteil, alles zu dekonstruieren, um seine emotionalen 
Gemeinschaften zu untergraben und ihre grundlegenden Grenzen und Orientierungspunkte zu 
vernichten. Es geht nicht darum, eine 'Europazität' aufzubauen, sondern eine 'Globalität', 
einen geschichts- und formlosen weiten Spielplatz, der von austauschbaren Menschen bevöl-
kert ist." 
Hier spielt de Villiers auf die von den Globalisten auch in der EU betriebene Massenzuwan-
derung aus kulturfremden Ländern an, durch die die Völker - nach dem Verlust ihrer Souve-
ränität in der EU-Institution - auch ihre kulturelle Identität und die Menschen ihre Orientie-
rung verlieren sollen. 
In dem Interview mit Le Figaro antwortet er auf die Frage, was er nun mit seinem Buch auf-
zeigen wolle: 
"Daß das heutige Europa, ohne Körper, ohne Kopf, ohne Wurzeln, ohne Grenzen, keine fal-
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sche Umsetzung darstellt. Die geöffneten Archive liefern den Beweis: Das dekonstruktive 
Gen, das die Europäische Union unterhöhlt, befand sich in der DNA der "Gründerväte". Das 
Programm war von Anfang an festgelegt. Sie wußten, was sie taten und was sie wollten: eine 
gehirnlose Governance, um sich auf einen globalen Massenmarkt zuzubewegen. Wir sind weit 
entfernt von einem unabhängigen Europa. 
Die beiden von Anfang an vorhandenen aktiven Prinzipien, die Personenfreizügigkeit und die 
Nichtdiskriminierung, haben wie Radiumstufen gewirkt, die die beiden vor uns liegenden 
grundlegenden Zivilisationsveränderungen hervorgebracht haben, das Soros-Europa und den 
Marrakesch-Pakt (UN-Migrationspakt): Das erste Prinzip - die Personenfreizügigkeit - war 
die Vorstufe zur Abschaffung der physischen Landesgrenzen, die den austauschbaren, multi-
unkultivierten Menschen hervorbringt. Und das zweite, die Nichtdiskriminierung, hat das En-
de der anthropologischen Grenze vorbereitet, welche einen "Sandmann» hervorbringt, ohne 
Humus und ohne Nachkommenschaft." 
1) Philippe de Villiers: J'ai tiré sur le fil du mensonge et tout est venu. Paris Fayard, 2019 
(Deutsch: Ich habe an einem Faden des Lügengespinstes gezogen, und es ist alles ans Licht 
gekommen) …<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 20. März 2020: >>"No Way!" statt 
freie Fahrt 
Herbert Kickl 
Die Lage in Griechenland ist dramatisch, und es ist sicher nicht übertrieben, von einem An-
griff auf die Außengrenze der Europäischen Union zu sprechen. Die Türkei versucht sich in 
einer Art hybrider Kriegsführung gegen die EU mit dem Ziel, zuerst den Süden und in weite-
rer Folge die gesamte Union zu destabilisieren. Neben denjenigen, die derzeit versuchen, die 
Außengrenzen zu durchbrechen, existiert ein gigantisches Potential von Millionen Menschen, 
die sich - im schlimmsten Fall unter Anwendung von Gewalt - mit hoher Wahrscheinlichkeit 
auch auf den Weg nach Europa machen würden, wenn man die Vorhut gewähren läßt und 
Erdogans Begehrlichkeiten nachgibt. 
Der deutsche Innenminister Horst Seehofer hat sich wider jede Vernunft für eine "Koalition 
der Willigen" in der EU ausgesprochen. Die deutsche Bundesregierung hat bereits bekanntge-
geben, Migrantenkinder aus Griechenland aufzunehmen. Illegale Einwanderung zahlt sich aus 
- das ist die Botschaft, die Angela Merkel damit an die Schlepper dieser Welt und ihre Kun-
den aussendet.  
Wie im Jahr 2015 öffnet sie einen Spalt der Tür nach Europa. Denn Merkel spricht von Kin-
dern und verschweigt dabei, daß ihnen selbstverständlich Mütter, Väter, Brüder und Onkel 
folgen werden. Die deutsche Kanzlerin spielt dem türkischen Diktator Erdogan in die Hände. 
Das ist ein neuerlicher Sündenfall der Wiederholungstäterin Merkel auf Kosten der Europäer. 
Die Allianz der sogenannten Willigen ist in Wahrheit eine Allianz der willfährigen Erfül-
lungsgehilfen Ankaras. 
Wir brauchen eine Allianz der Vernünftigen gegen Merkel und Co. 
Deshalb brauchen wir eine europäische Allianz der Vernünftigen gegen Merkel und Co. Wer 
sich nach dem Fiasko, das sie ihrem Land und dem ganzen Kontinent 2015 eingebrockt hat, 
im Angesicht eines neuerlichen illegalen Migrantenansturms wieder an Merkel-Deutschland 
orientieren will, der ist ganz bewußt auf die Schädigung Europas aus. Diese "Koalition der 
Willigen" ist eine "Koalition der Naivlinge und Unverantwortlichen" und ist aus zweierlei 
Gründen brandgefährlich: Erstens knickt die EU damit erneut vor dem Erpresser Erdogan ein. 
Andererseits wird dieses Verhalten eine enorme Magnetwirkung entfalten und so für massi-
ven zusätzlichen Druck auf die Grenzen sorgen, diesmal ganz ohne Erdogans Zutun. 
In Österreich wehrt sich der - vor allem in Deutschland - maßlos überschätzte Bundeskanzler 
Sebastian Kurz gegen die Aufnahme zusätzlicher Migranten, allerdings nur gegen die freiwil-
lige Aufnahme. Sollte aber die EU eine solche Aufnahme vorschreiben, wäre er bestimmt 
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wieder der erste Musterschüler. Denn vor den beiden Europa-Gefährderinnen Ursula von der 
Leyen und Angela Merkel umzufallen, ist ihm schon einige Male passiert.  
Erinnern wir uns daran, was Frau von der Leyen ganz oben auf ihre Agenda der Kommissi-
onspräsidentschaft gesetzt hat, nämlich die Frage der Verteilung von Migranten in der EU. 
Das ist ihr großes Projekt neben dem "Green Deal". Das heißt, jetzt werden zwar vordergrün-
dig Abwehrmaßnahmen geplant, aber die Zwangs- und Pflichtverteilung von Migranten wird 
kommen, nicht gleich und durch die Hintertür, aber das ist der Plan. 
Wichtig wären jetzt andere Maßnahmen 
Wichtig wären jetzt ganz andere Maßnahmen. Der Desinformation, die von seiten der organi-
sierten Schlepperkriminalität und vermutlich auch des türkischen Regimes betrieben wird, 
muß entgegengetreten werden. Auf allen Kanälen muß in den betroffenen Regionen, aber 
auch in den Herkunftsländern und in potentiellen Drittstaaten über elektronische Medien bis 
hin zu Klassikern wie dem Flugblatt oder Lautsprecherdurchsagen eine einfache Botschaft 
kommuniziert werden: "No way! Versucht es erst gar nicht! Ihr habt keine Chance! Europa ist 
eine Festung!" Australien macht das seit dem Jahr 2013, und zwar höchst konsequent. Dort 
hat niemand, der als Bootsflüchtling aufgegriffen wurde, auch nur ansatzweise die Chance, 
eine Aufenthaltsgenehmigung in Australien zu bekommen. 
Zudem wären die Länder der EU gut beraten, sich mittels umfassender Grenzschutzübungen 
auf den Migrantenansturm vorzubereiten. In Österreich wurde eine solche gemeinsame 
Übung von Polizei und Militär im Jahr 2018 auf meine Veranlassung als damaliger Innenmi-
nister bereits einmal erfolgreich durchgeführt. Damit haben wir auch ein klares Signal echter 
Abwehrbereitschaft in die Welt geschickt. Wir werden nicht Herr der Lage werden können, 
wenn wir die Hände in den Schoß legen oder sie zur Raute formen. Als Politiker sind wir ver-
pflichtet, die Bevölkerung unseres Landes zu schützen, und zwar mit allen Mitteln, die dafür 
notwendig sind. 
Das Vorgehen der Türkei darf nicht ohne Konsequenzen bleiben 
Griechenland hat das Asylrecht temporär ausgesetzt. Das sollte Österreich auch tun. Es darf 
nicht mehr möglich sein, einen Asylantrag auf österreichischem Boden zu stellen. Jene, die 
jetzt zu Tausenden die griechische Grenze bestürmen, sind in Wahrheit illegale Einwanderer. 
Menschen, die in der Türkei bereits Schutz haben, nicht in die EU zu lassen, ist unser Recht 
und unsere Schuldigkeit gegenüber unserer eigenen Bevölkerung. Auch alle anderen, die 
mehrere sichere Länder durchquert haben, wo sie längst einen Asylantrag hätten stellen kön-
nen, sind in Wahrheit illegale Einwanderer.  
Der Antrag ist dort zu stellen, und so ist es in der Genfer Flüchtlingskonvention gedacht, wo 
man den ersten sicheren Punkt erreicht hat. Sich über Hunderte oder Tausende Kilometer 
dorthin zu begeben, wo es ökonomisch am günstigsten ist, hat mit dem Asylgedanken und mit 
der Genfer Flüchtlingskonvention nichts zu tun. 
Auch das Vorgehen der Türkei darf nicht ohne Konsequenzen bleiben. Das Flüchtlingsab-
kommen muß sofort gekündigt und durch das endgültige Aus der aktuell auf Eis liegenden 
EU-Beitrittsverhandlungen signalisiert werden, daß die Türkei keinen Platz in der europäi-
schen Staatengemeinschaft hat. Wobei der Deal von Anfang an hinterfragbar war. Denn selbst 
wenn er funktionieren würde, wäre es ein Nullsummenspiel. Denn er besagt ja nur, daß die 
Türken für einen illegalen Migranten, den sie zurücknehmen, das Recht haben, uns einen le-
galen zu schicken. 
Die illegalen Zuwanderer werden in der Türkei umetikettiert, und dann stehen sie wieder auf 
europäischem Boden. Dafür hat die Europäische Union Milliarden bezahlt, anstatt dieses Geld 
in sinnvolle Grenzschutzmaßnahmen zu investieren. Und es sind etwa zehnmal mehr Men-
schen aus der Türkei nach Europa gebracht worden als von Griechenland in die Türkei. 
Die EU steht vor einer Grundsatzentscheidung 
Abseits der aktuellen Entwicklungen steht die Europäische Union vor einer Grundsatzent-
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scheidung, die überfällig ist: Arbeiten wir weiter im Reparaturmodus oder stellen wir das 
Asylsystem auf neue Beine? Und sind wir endlich bereit, die Begriffe zu entwirren und Ord-
nung ins Chaos zu bringen? In der politischen beziehungsweise medialen Debatte werden ja 
gern die Begriffe vermengt. Jeder Migrant wird zum Flüchtling erklärt. Die Genfer Flücht-
lingskonvention schütze sie angeblich alle - selbst wenn sie mehrere sichere Staaten durch-
quert haben, bis sie in einem Land ihrer Wahl Asyl beantragen. Das war sicher nicht im Sinne 
der Flüchtlingskonvention. 
Die Konvention unterscheidet auch zwischen Flüchtlingen und Vertriebenen, die wegen eines 
gewaltsamen Konfliktes ihr Land verlassen haben. Völkerrechtsprofessor Michael Geistlinger 
von der Universität Salzburg hat in einem Interview ein schönes Beispiel formuliert, anhand 
dessen er den Unterschied klarmacht: "Stellen Sie sich eine Landgemeinde mit 2.500 Men-
schen vor. 2.400 leben unter dem Regime, beklagen sich über verschlechterte Zustände, aber 
sie werden nicht direkt vom Regime behelligt. Und dann gibt es einen Lehrer, der öffentlich 
Kritik übt. Der wird von der Polizei aufgesucht, im schlimmsten Fall sogar gefoltert. Dieser 
eine Lehrer ist laut Genfer Flüchtlingskonvention ein Flüchtling. Er wird persönlich verfolgt. 
Alle anderen, die vor den Zuständen flüchten, sind Vertriebene. Und die haben kein Recht auf 
eine Anerkennung als Flüchtling." 
Asyl auf den ursprünglichen Gedanken zurückführen 
Also führen wir Asyl doch auf seinen ursprünglichen Gedanken zurück und bringen wir das 
gesamte System auf die Höhe der Zeit des Jahres 2020. Mit einem klaren strategischen An-
satz, der "innerkontinentalen Fluchtalternative". 
In einer globalisierten Welt sind Instrumente aus der Mitte des letzten Jahrhunderts, die pri-
mär für Dissidenten aus den Diktaturen des damaligen Ostblocks geschaffen wurden und 
nicht für Menschenmassen, die sich in einer Art Völkerwanderung auf den Weg machen, 
nicht mehr tauglich. Es braucht die "innerkontinentale Fluchtalternative". Das bedeutet, Asyl 
kann es nur mehr auf dem Kontinent geben, von dem die Migranten stammen. In anderen 
Worten: Die Person muß entweder in einem direkten Nachbarstaat Europas verfolgt sein oder 
keine realistische Möglichkeit auf Schutz in einem Land haben, das näher am Herkunftsstaat 
liegt als die EU. Das entspricht auch der Intention der Genfer Flüchtlingskonvention. 
Herbert Kickl, Jahrgang 1968, war von Dezember 2017 bis Mai 2019 Bundesminister für 
Inneres der Republik Österreich. Zuvor war der ehemalige FPÖ-Generalsekretär (2005 bis 
2018) elf Jahre Abgeordneter im Nationalrat, dem österreichischen Parlament. Dort ist er 
nun geschäftsführender Vorsitzender der FPÖ-Parlamentsfraktion.<< 
 


